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Beschlüsse der Kreistagssitzung
vom 26. 05. 2016

Beschluss-Nr. 16/3-21:
Der Kreistag beschließt mehrheitlich bei 2 Gegenstimmen und 2
Enthaltungen:
Der Kreistag stellt fest, dass bei Herrn Kreisrat Karsten Kramer ein
Hinderungsgrund gemäß § 28 Abs. 1 Nr. 1 SächsLKrO gegeben ist.

Beschluss-Nr. 16/3-22:
Der Kreistag beschließt mit 13 Dafür-, 52 Gegenstimmen und 5
Enthaltungen heute nur eine 1. Lesung zum Haushaltsstrukturkon-
zept durchzuführen.
(Damit ist der Antrag abgelehnt.)

Beschluss-Nr. 16/3-24:
Der Kreistag beschließt mit 18 Dafür-, 52 Gegenstimmen und 3
Enthaltungen einzelne Abstimmungen zu jedem Punkt.
(Antrag damit abgelehnt.)

Beschluss-Nr. 16/3-25:
Der Kreistag beschließt bei 17 Dafürstimmen die namentliche Ab-
stimmung.
   

Beschluss-Nr. 16/3-26:
Der Kreistag beschließt mit 51 Dafür-, 20 Gegenstimmen und 2
Enthaltungen:
1. Die Maßnahme lfd. Nr. 9 (Anpassung des Personaleinsatzes
für die Aufgabe Öffentlichkeitsarbeit Energie) ist ersatzlos zu
streichen.

2. In Maßnahme lfd. Nr. 13 (Verzicht auf den Zuschuss an die
Wirtschaftsfördergesellschaft) ist das Einsparpotenzial um 50
Prozent jährlich zu reduzieren. Der Landrat wird beauftragt
bis zum 31. 12. 2016 ein Strukturkonzept für die Wirtschafts-
förderung und deren Aufgaben im Landkreis zu erstellen.

3. In Maßnahme lfd. Nr. 18 (Ausschüttung aus dem EigB Klini-
kum Obergöltzsch Rodewisch) ist die Bezeichnung „Ausschüt-
tung“ durch „Eigenkapitalverzinsung von mind. einem Prozent“
zu ersetzen.

4. In Maßnahme lfd. Nr. 19 (Ausschüttung aus der Kreisentsor-
gungs GmbH Vogtland, der Glitzner Entsorgungs GmbH und
der Betreibergesellschaft „Deponie Schneidenbach“ GmbH an
den Kreis (mittelbar und unmittelbar)) ist die Bezeichnung
„Ausschüttung“ durch „Eigenkapitalverzinsung von mind. ei-
nem Prozent“ zu ersetzen.

5. In Maßnahme lfd. Nr. 20 (Streichung des Zuschusses an die
Vogtland Kultur GmbH) ist das Einsparpotenzial über den ge-
samten Konsolidierungszeitraum von 576 TEUR auf 505 TEUR
(Fahrbibliothek) zu reduzieren. Die wegfallenden Mittel sind
durch die Erhebung von Sitzgemeindeanteilen der jeweiligen
Kommune zu kompensieren.
Der Landrat wird beauftragt, möglichst bis zum 30. 06. 2017
gemeinsam mit den Trägern ein Strukturkonzept für die kultu-
rellen Einrichtungen und Angebote des Landkreises zu erstel-
len.

6. In Maßnahme lfd. Nr. 22 (Ausschüttung der SBW gGmbH) ist
die Bezeichnung „Ausschüttung“ durch „Eigenkapitalverzin-
sung von mind. einem Prozent“ zu ersetzen.

7. In Maßnahme lfd. Nr. 31 (Angleichung der Jugendpauschale)
wird das Einsparpotenzial ausgehend vom Haushaltsplanansatz
2016 (1.633.00 EUR) ab dem Jahr 2017 auf 83.585 EUR p. a.
geändert. Ziel ist eine Orientierung am Landesdurchschnitt im
Jahr 2019.

8. In Maßnahme lfd. Nr. 41 (Reduktion der Betriebsausgaben und
der Aufwandsentschädigungen für den „Tag der Vogtländer“)
wird das Einsparpotenzial im Jahr 2018 um 4 TEUR reduziert.

9. Die Maßnahme lfd. Nr. 43 (Verzicht auf die Zuschüsse für die
Sternwarte Rodewisch) wird ersatzlos gestrichen.

10. Die Maßnahmen lfd. Nr. 44, 46, 51 (Zuwendungen an Musik-
schulen) sind erst ab Schuljahr 2017/18 anzuwenden. Darüber
hinaus erfolgt eine Reduzierung des Einsparpotenzials um 50
Prozent. Der Landrat wird beauftragt, bis zum Schuljahresbe-
ginn 2017/18 gemeinsam mit den Trägern ein Strukturkonzept
für die Musikschulen und deren Angebote im Landkreis zu er-
stellen.

11. Die Maßnahme lfd. Nr. 53 (Kürzung der Zuschüsse für Be-
triebsausgaben f. kulturelle Veranstaltungen) ist ersatzlos zu
streichen.

12. Die Maßnahme lfd. Nr. 55 (Reduktion der Zuschüsse für „Sport-
ler des Jahres“) ist das Einsparpotenzial pro Jahr auf 2,43
TEUR festzulegen.

13. Die Maßnahmen lfd. Nr. 56-57 (Kinder- und Jugendsportför-
derung, Aufwandsentschädigung ehrenamtlicher Übungsleiter)
sind ersatzlos zu streichen.

14. In der Maßnahme lfd. Nr. 60 (Reduktion Zuschuss sonst. Sport-
förderung) ist das Einsparpotenzial pro Jahr um 50 Prozent zu
reduzieren.

15. Die Maßnahme lfd. Nr. 66 (Zuführung des Jahresüberschusses
der Vogtland Einkaufszentrum Plauen GmbH & Co. KG) ist
ersatzlos zu streichen. Die Mittel sollen weiterhin der Vogtland
Kultur GmbH zufließen.

16. In Maßnahme lfd. Nr. 74 sind eine Reduzierung der Grundent-
schädigung der Kreisrätinnen und Kreisräte um 20 Prozent so-
wie eine Reduzierung der Fraktionsmittel um 15 Prozent vor-
zunehmen. 2019 sind der Wegfall des Abfallwirtschaftsaus-
schusses und eine Anpassung der Größe des Kreistages zu prü-
fen.

Beschluss-Nr. 16/3-27:
Der Kreistag beschließt mit 55 Dafür-, 11 Gegenstimmen und 6
Enthaltungen:
Der Beschlussentwurf der Beschlussvorlage wird um einen Punkt
4 wie folgt ergänzt:
„4. Der Haushalts- und Finanzausschuss des Kreistages wird halb-
jährlich über den Umsetzungsstand des Haushaltssicherungskon-
zepts mit einer Informationsvorlage umfassend informiert.“

Beschluss-Nr. 16/3-28:
Der Kreistag beschließt mit 50 Dafür-, 17 Gegenstimmen und 4
Enthaltungen:
Die Maßnahmen lfd. Nr. 45, 47, 52 (Begabtenförderung) sind erst
ab Schuljahr 2017/18 anzuwenden. Darüber hinaus erfolgt eine Re-
duzierung des Einsparpotenzials um 50 %. Der Landrat wird be-
auftragt, in einem gemeinsam mit den Trägern zu erstellenden Struk-
turkonzept für die Musikschulen Aussagen konkret auch zur Be-
gabtenförderung zu treffen.

Beschluss-Nr. 16/3-29:
Der Kreistag beschließt mit 48 Dafür-, 24 Gegenstimmen und 1
Enthaltung:
1. Der Kreistag nimmt das Gutachten von der Fa. Rödl & Partner
GbR zur Kenntnis. 

2. Der Kreistag beschließt das in der Anlage 2 enthaltene Haus-
haltssicherungskonzept inklusive der Änderungen entsprechend
der Beschlüsse 16/3-26 und 16/3-28. 
Die Verwaltung wird beauftragt die festgestellten Ergebnisse in
den Haushaltsplanentwurf 2016 einzuarbeiten. 

3. In den folgenden Jahren ist das Haushaltsstrukturkonzept fort-
zuschreiben und in den jeweiligen Haushalt einzuarbeiten. 

4. Der Haushalts- und Finanzausschuss des Kreistages wird halb-
jährlich über den Umsetzungsstand des Haushaltssicherungs-
konzepts mit einer Informationsvorlage umfassend informiert.

Bekanntmachung 
der öffentlichen Auslegung 

im Unterschutzstellungsverfahren 
zur Festsetzung des Landschaftsschutzgebietes

„Taltitz – Unterlosaer Kuppenland“

Das Landratsamt Vogtlandkreis als untere Naturschutzbehörde be-
absichtigt die Festsetzung des Landschaftsschutzgebietes „Taltitz
– Unterlosaer Kuppenland“ mit einer Flächengröße von etwa 1180
ha. Das Schutzgebiet wird grob eingegrenzt durch die Stadt Plauen
im Norden, die döflichen Siedlungen Taltitz im Südwesten, Meßbach
im Westen und Oberlosa im Osten.

Gemäß § 22 Abs. 2 Bundesnaturschutzgesetz i. V. m. § 20 Abs. 2
Sächsisches Naturschutzgesetz ist der Verordnungsentwurf mit den
dazugehörigen Karten in der Zeit vom 23. Juni 2016 bis 25. Juli
2016 während der Sprechzeiten bei der unteren Naturschutzbehörde
des Landratsamtes Vogtlandkreis, Zimmer 325 in 08523 Plauen,
Bahnhofstraße 46-48 zur Einsichtnahme für jedermann öffentlich
ausgelegt. Während dieser Zeit können Bedenken und Anregungen
schriftlich oder zur Niederschrift bei der unteren Naturschutzbehörde
des Landratsamtes Vogtlandkreis vorgebracht werden.

i. A.
Beck
Dezernent

Bekanntmachung
des Landratsamtes Vogtlandkreis
nach § 3 a des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Die Teilnehmergemeinschaft der Flurbereinigung Wernitzgrün beim
Landratsamt Vogtlandkreis, Bahnhofstr. 46-48, 08523 Plauen, stellt
gemäß § 41 Absatz 1 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) vom 16. März
1976 (BGBl. I S. 546) in der jeweils gültigen Fassung den Wege- und
Gewässerplan mit landschaftspflegerischen Begleitplan (Plan nach §
41 FlurbG) für das Flurbereinigungsverfahren Wernitzgrün auf.

Die Zuständigkeit der Teilnehmergemeinschaft ergibt sich aus § 18
Absatz 2 FlurbG in Verbindung mit § 2 des Gesetzes zur Ausführung
des Flurbereinigungsgesetzes und zur Bestimmung von Zuständig-
keiten nach dem Landwirtschaftsanpassungsgesetz (AGFlurbG)
vom 15. Juli 1994 (SächsGVBl. S. 1429), zuletzt geändert durch
Artikel 72 des Gesetzes zur Neuordnung der Sächsischen Verwal-
tung (SächsVwNG) vom 29. Januar 2009 (SächsGVBl. S. 138).

Das Landratsamt Vogtlandkreis ist gemäß § 41 Absatz 3 und 4
FlurbG in Verbindung mit § 1 Abs. 2 AGFlurbG die für die Fest-
stellung und Genehmigung des Plans nach § 41 FlurbG zuständige
Behörde.

Der Bau von gemeinschaftlichen und öffentlichen Anlagen im Sinne
des Flurbereinigungsgesetzes ist ein Vorhaben nach Nummer 16
der Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung
(UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar
2010 (BGBl. I S. 94), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom
21. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2490) geändert worden ist.

Die von der Teilnehmergemeinschaft vorgelegten, entscheidungs-
erheblichen Unterlagen wurden gemäß § 3 c UVPG einer allge-
meinen Vorprüfung des Einzelfalls unterzogen. Diese ergab, dass
von dem Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswir-
kungen zu erwarten sind und es daher keiner Umweltverträglich-
keitsprüfung bedarf.
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.

Plauen, 20. 04. 2016

Beck
Dezernent

Handwerkskammer verleiht Umweltpreise
Zwei Preise ins Vogtland geholt 
Kammerpräsident Dietmar Mothes und Raphaele Polak, Abteilungs-
leiterin im Sächsischen Staatsministerium für Umwelt und Land-
wirtschaft, haben die Umweltpreise der Handwerkskammer Chem-
nitz vergeben. Insgesamt wurden sieben Betriebe in den Kategorien
„Umwelt und Region“, „Innovation“ und „Schutz natürlicher Res-
sourcen“ ausgezeichnet. Die Preise sind in der Summe mit 5.000
Euro dotiert. Zwei der begehrten Preise gingen in das Vogtland. 
In der Kategorie Innovation ging der 1. Preis an Robert König,
Geigenbauermeister aus Markneukirchen. Er hat in Kooperation
mit dem Institut für Musikinstrumentenbau in Zwota und dem Cel-
lobauer Stefan Kreul einen Verbundstoff entwickelt, der das unter
Artenschutz stehende Ebenholz ersetzt. Der Ersatzstoff kommt in
Griffbrettern von Instrumenten zum Einsatz, besteht aus recyceltem
Papier, Leinöl und einem Kern aus einheimischem Nadelholz.
Für die Entwicklung ihrer „Climapaneel“ genannten, aus den Ma-
terialien Holz, Lehm und Schafwolle bestehenden Wand- und De-
ckenelemente erhielten die Brüder und Tischlermeister Ingo und
Mirko Schlosser aus Oelsnitz/ Vogtland den ersten Preis in der Ka-
tegorie „Schutz natürlicher Ressourcen“. Für die ökologischen Pa-
neele, welche die Raumakustik verbessern und Schadstoffe in der
Raumluft binden, bekamen die Brüder Schlosser 2015 eine Aner-
kennung beim Sächsischen Umweltpreis.
Weitere Preise gingen nach Grünhainichen, Aue, Grüna, Wilkau-
Haßlau und Schwarzenberg.

Berufsschulausbildung im Vogtlandkreis
Landrat Rolf Keil: 
„Wir wollen alle derzeitigen
Ausbildungsberufe erhalten“
Die Sicherung der dualen Ausbildung im ländlichen Raum ist eine
große Herausforderung von Landkreisen und Freistaat. Das wurde
bei dem jüngsten Besuch von Kultusministerin Brunhild Kurt deut-
lich. Um Anzahl und Angebot an Ausbildungsberufen im Vogtland
zu sichern, hatte Landrat Rolf Keil die Ministerin zu einem Gespräch
eingeladen. 
Die Ausbildung sichert Wirtschaftsstandorte und die Entwicklung
in allen Teilen Sachsens und damit den so dringend benötigten ei-
genen Fachkräftenachwuchs. Wie schwer dies ist, macht das Beispiel
der IT-Ausbildung in Plauen deutlich, die im 1. Lehrjahr mit nur
neun statt mit den vom Kultusministerium geforderten 16 jungen
Leuten beginnt. Mit Blick auf 49 vogtländische Unternehmen in
der IT-Branche forderte die Kultusministerin: „Bilden Sie bitte
aus.“ Dies sei die beste Voraussetzung für Standortsicherheit. Noch
spricht keiner von einem Aus. Aber es bedarf Anstrengungen,
machte die Ministerin deutlich: „Standortsicherheit heißt nicht kurze
Fußwege, sondern ein breites Engagement für Ausbildung, die jeder
Betrieb, selbst wenn er noch so klein ist, leisten kann.“
Wir wollen kurzfristig nichts aufgeben, sieht Keil die Klärung in
einem regionalen Gesamtkonzept. Dazu braucht es Wirtschaft,
Landtagsabgeordnete und Finanzen, um gegenzusteuern. Dafür ist
er auch bereit, Standorte zu bündeln, um die hiesigen Ausbildungs-
berufe erhalten zu können 
Gut 350 Ausbildungsberufe gibt es in ganz Deutschland, auch dies
braucht eine Bündelung, was bei der Standortsicherung hilft und
sinnvoll ist, sagte die Ministerin zu Verhandlungen der Länder mit
dem Bund.


